
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Fleisch ist ein teu-
res Produkt und 
vielleicht gehört 
zur Wahrheit, dass 
wir für Fleisch, 
wenn wir es denn 
essen wollen, künf-
tig mehr bezahlen 
müssen.“ 

(Niedersachsens Wirt-
schaftsminister Bernd 
Althusmann (CDU) zum 
geplanten Verbot von 
Werkverträgen in der 
Fleischindustrie) 
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In dieser Ausgabe:

Die Digitalisierung im 
G e s u n d h e i t s w e s e n 
schreitet voran. Der 
Bundestag hat das Pa-
tientendaten-Schutz-
G e s e t z  b e s c h l o s -
sen.  Kern des Gesetzes 
ist die Einführung der 
elektronischen Patien-
tenakte im nächsten 
Jahr.  Damit verpflich-
ten wir die Kranken-
kassen dazu, ihren Ver-
sicherten ab 2021 eine 
elektronische Patien-
tenakte anzubieten. 
Versicherte werden 
künftig Daten über Be-
handlungen digital zur 
Verfügung haben. Zu-
griff auf seine Daten 
hat der Versicherte 
über eine App. Die Nut-
zung der elektroni-
schen Patientenakte 
für den Versicherten ist 
freiwillig. Er entschei-
det von Anfang an, wel-
che Daten gespeichert 
werden, wer zugreifen 
darf und ob Daten wie-
der gelöscht werden.    

Die elektronische Pati-
entenakte kommt in 
drei Stufen: Ab 2023 
wird sie voll funktions-
fähig sein und sämtli-
che zu Verfügung ge-
stellte Daten erfassen  
können. Dadurch wird 
die Kommunikation 
zwischen den Versi-
cherten und ihren An-
sprechpartnern in Me-
dizin und Pflege sowie 

zwischen ihnen und al-
len Beschäftigten im 
G e s u n d h e i t s w e s e n 
deutlich einfacher. Die 
Versicherten haben zu 
jeder Zeit einen Über-
blick und Zugriff auf 
ihre Daten, was die Pa-
t ientensouveränität 
stärkt. Fast 16 Jahre 
nach Einfüh-
rung der elekt-
ronischen Ge-
sundheitsakte 
füllen wir die-
ses Projekt 
endlich mit 
Leben – im 
Sinne der Ver-
sicherten und 
aller Beschäftigten im 
Gesundheitswesen.   

Die elektronische Ver-
ordnung von verschrei-
bungspflichtigen Arz-
neimitteln, das soge-
nannte E-Rezept, kön-
nen Versicherte ab 2022 
nutzen. Zudem werden 
auch Überweisungs-
scheine zukünftig elekt-
ronisch übermittelt. Da-
zu wird die Gesellschaft 
für Telematik als eine 
anerkannte neutrale 
Stelle eine barrierefreie 
App entwickeln und zur 
Verfügung stellen. Das 
E-Rezept kann damit 
direkt auf das Smart-
phone geladen und in 
der Apotheke eingelöst 
werden. Wollen Versi-
cherte diese Möglichkeit 
nicht nutzen, erhalten 

sie den Ausdruck eines E
-Rezept-Schlüssels, mit 
dem das Rezept bei der 
Apotheke der Wahl ein-
gelöst werden kann. Eine 
Verpflichtung, digitale 
Lösungen zu nutzen, gibt 
es nicht.   

Für die Digitalisierung 
im Gesundheitswesen 

wurde 2015 die 
s o g e n a n n t e 
Telematikinf-
rastruktur ein-
geführt - ein 
geschlossenes 
Netz, das alle 
Akteure des 
deutschen Ge-

sundheitswesens verbin-
den soll. Die Sicherheit 
und der Schutz der Da-
ten haben bei dem Auf-
bau und dem Ausbau der 
Telematikinfrastruktur 
von Beginn an eine über-
geordnete Rolle gespielt. 
Versicherte müssen da-
rauf vertrauen können, 
dass nur ausdrücklich 
Befugte Zugriff auf ihre 
sensiblen Gesundheits-
daten haben. Deshalb 
haben wir die Verant-
wortlichkeit für die Da-
ten lückenlos gesetzlich 
geregelt und eine Zu-
griffsprotokollierung vor-
gesehen. Auf die Daten 
kann ausschließlich über 
mehrere Komponenten 
zugegriffen werden. 
Technisch sind wir damit 
auf dem höchsten Sicher-
heitsstandard.  

Datenschutz im Gesundheitswesen 

Freitag, 03. Juli 2020 
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und je nach Rentenhöhe bis zu 
216 Euro monatlich. Wer 33 
Jahre Grundrentenzeiten hat, 
erhält zukünftig zudem niedri-
ge Entgelte in der Ren-
tenberechnung aufgewer-
tet, soweit das beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt 
mindestens 30% aber we-
niger als 80% eines 
Durchschnittsverdienstes 
betragen hat. Die volle 
Grundrente erhält jedoch 
nur, dessen zu versteu-
erndes Einkommen den 
Betrag von 1.250 Euro 
nicht überschreitet. Für Ehe- 
und Lebenspartner gilt ein ge-
meinsamer Betrag von 1.950 
Euro. Damit hat die Union 
durchgesetzt, dass die Grund-
rente einkommensabhängig ist. 

Mit der Verabschiedung des 
Gesetzes zur Grundrente am 
2. Juli 2020 können viele 
Menschen auf bessere Ren-
tenansprüche hoffen. Zudem 
stärken wir die zusätzliche 
Altersvorsorge.  

Menschen, die lange in die 
Rentenkasse gezahlt, Kinder 
erzogen oder Angehörige ge-
pflegt haben, sind künftig fi-
nanziell bessergestellt als 
Personen, die nicht in das 
Rentensystem eingezahlt ha-
ben. Wer trotz 33 Jahre 
Grundrentenzeiten auf ergän-
zende Grundsicherung im Al-
ter angewiesen ist, profitiert 
von einem Freibetrag in der 
Grundsicherung und beim 
Wohngeld.  Der Freibetrag 
beträgt mindestens 100 Euro 

Wir fördern außerdem für 
Menschen mit geringem Ar-
beitsentgelt den Aufbau einer 
zusätzlichen arbeitgeberfi-

nanzierten betrieb-
lichen Altersver-
sorgung. Bis zu 
einem monatlichen 
Bruttoarbeitslohn 
von 2.575 Euro 
wird der Förderbe-
trag zur betriebli-
chen Altersversor-
gung von maximal 
144 Euro auf 288 
Euro, der steuer-

feie Arbeitgeberbeitrag auf 
960 Euro verdoppelt. Dadurch 
sollen zukünftig weniger 
Rentner auf Grundrente oder 
gar Grundsicherung angewie-
sen sein werden. 

Grundrente stärkt Alterssicherung 

Hilfs- und Investitionspaket für den Sport  
zahlreiche Insolvenzen und da-
mit das Aussterben einer über 
Jahrzehnte gewachsenen Sport- 
und Vereinskultur in Deutsch-
land. 

Mit einem 200 Millionen Euro 
umfassenden Überbrückungs-
programm wollen wir zum Er-
halt der vielfältigen Sportland-
schaft in Deutschland beitragen. 
Die Hilfen sollen für die Monate 

von April bis Dezember 2020 
gelten und den besonderen 
Rahmenbedingungen im 
Sport Rechnung tragen. Die 
nicht rückzahlbaren Zu-
schüsse richten sich vor-
nehmlich an Sportvereine 

im semiprofessionellen Wettbe-
werb der 1. und 2. Liga im Be-
reich der olympischen und para-
lympischen Individual- und 
Mannschaftssportarten sowie an 
Vereine der 3. Fußball-Liga. We-
gen möglicher ‚Geisterspiele‘ 
sind Sportvereine und Unter-

Mit einem starken Hilfspa-
ket stützen wir Sportvereine 
und Teamsportarten im se-
miprofessionellen Wettbe-
werb, die besonders hart von 
der Corona-Krise betroffen 
sind. Durch die Pandemie 
und das einhergehende Kon-
takt- und Veranstaltungsver-
bot sind die semiprofessionel-
len Wettbewerbe im Sport 
seit Mitte März 
2020 beinah voll-
ständig zum Erlie-
gen gekommen.  

Damit sind für vie-
le Vereine existen-
tielle Einnahmen 
aus dem Zuschauerbereich 
vollständig weggebrochen. 
Im Gegensatz zu möglichen 
‚Geisterspielen‘ der Fußball-
Bundesliga finden in anderen 
Teamsportarten bis auf wei-
teres keine regulären Wett-
bewerbe statt. Es drohen 

nehmen der 1. und 2. Bundesli-
ga im Männerfußball ausge-
nommen. Nachzuweisen ist ein 
massiver Zuschauerrückgang 
im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum. Die Höhe der jeweili-
gen Zuschüsse wird dabei auf 
höchstens 80 Prozent der bishe-
rigen Ticketeinnahmen und 
maximal auf 800.000 Euro pro 
Sportorganisation für den ge-
samten Zeitraum begrenzt sein. 

Weiterhin haben wir ein nach-
haltiges Investitionspaket für 
den Sport geschaffen. Für das 
Programm zur Sanierung kom-
munaler Einrichtungen in den 
Bereichen Sport, Jugend und 
Kultur werden wir bis 2024 ins-
gesamt 600 Millionen Euro zu-
sätzlich zur Verfügung stellen. 
Aufgrund des erheblichen Sa-
nierungsbedarfs der kommuna-
len Infrastruktur werden somit 
zusätzliche Fördermittel bereit-
gestellt. 
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Weg für Kohleausstieg ist frei 

zinischen Dienstes, die medizi-
nische und pflegerische Ver-
sorgung am gewünschten Leis-
tungsort sei nicht sicherge-
stellt, keinesfalls automatisch 
eine Ablehnung des Leistungs-
anspruchs durch die Kranken-
kasse an diesem Ort begrün-
det. Vielmehr sind die Beteilig-
ten – Versicherte, Leistungser-
bringer und Kostenträger – 
gehalten, alle zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten aus-
zuschöpfen und die erforderli-
chen Nachbesserungen vorzu-
nehmen. 

fiziente Kraftwerke setzen wir 
neue Anreize für den 
Wechsel von Kohle hin 
zu klimafreundlichen, 
erneuerbaren Techno-
logien. Insbesondere 
jüngere Kraftwerke 
bekommen damit eine 
Perspektive für unsere 
zukünftige Energiever-
sorgung. Wir schaffen 

damit Planungs- und Investiti-
onssicherheit.  

Mit deutlich verbesserten Rah-
menbedingungen für die KWK 
(Kraft-Wärme-Kopplung) leis-
ten wir einen zentralen Bei-
trag für die Versorgungssi-
cherheit und Umweltverträg-
lichkeit. Mit den Gesetzen zum 
Kohleausstieg und zur Struk-
turstärkung ist der Weg frei 
für eine verlässliche Zukunfts-
perspektive für betroffene Re-
gionen und Beschäftigte. 

Die umfangreichen Verhand-
lungen zum Kohleaus-
stieg sind erfolgreich 
beendet. Der Weg ist 
frei für einen verlässli-
chen, sozial-verträgli-
chen und rechtssiche-
ren Kohleausstieg.  

Mit einem neuen Pro-
gramm für erneuerba-
re Wärme und einem 
Umrüstprogramm für hochef-

Mit der Verabschiedung des 
Zweiten Nachtragshaushaltes 
hat der Deutsche Bundestag 
a u c h  d a s  P r o g r a m m 
„Neustart Kultur“ beschlos-
sen.  Mit einer Milliarde Euro 
zusätzlich für Kunst und Kul-
tur erhöht sich der Kul-
turetat noch einmal um rund 
50 Prozent.  

Wir investieren in Struktu-
ren. Denn nur eine lebendige 
Kulturlandschaft mit Büh-
nen, Betrieben und Einrich-
tungen schafft Erwerbsmög-
lichkeiten für Künstler und 

Hilfe für Kreative und Kulturschaffende 
Kulturschaffende. Corona hat 
den Kulturbetrieb so hart wie 
kaum einen anderen Be-
reich getroffen. Um die 
Mittel bestmöglich aus-
geben zu können, haben 
wir eine gegenseitige 
Deckungsfähigkeit der 
einzelnen Förderpro-
gramme vereinbart. Wir 
sind sicher: ‚Neustart Kultur‘ ist 
ein Aufbruchssignal für Kunst 
und Kultur in Deutschland!  

Wir werden weiterhin genau 
hinsehen, wo wir gegebenenfalls 
noch nachsteuern müssen. Ge-

rade die Bühnenkünstler wer-
den zu denjenigen gehören, die 

am längsten von der 
Krise betroffen sind. 

Für die Kulturförde-
rung sind in erster Li-
nie jedoch die Länder 
und Kommunen zu-
ständig. Diese fordern 

wir auf, ihre Hilfsinstrumente 
laufend zu überprüfen und ge-
gebenenfalls einzuführen, wie 
zum Beispiel ganz konkret den 
Unternehmerlohn für frei-
schaffende und soloselbständi-
ge Künstler. 

Mit dem Intensivpflege- und 
Rehabilitationsstärkungsge-
setz verbessern 
wir die Qualität in 
der außerklini-
schen Intensiv-
pflege. Gleichzei-
tig bauen wir die 
finanzielle Belas-
tung der Versi-
cherten bei einer 
stationären Ver-
sorgung  ab, so dass sich für 
Viele der Zugang zu beson-
ders qualifizierten Pflegeein-
richtungen  erleichtert.  

 Um Defizite in der ambulanten 
Versorgung zu beheben, sollen 

ambulante Pflegeanbieter in 
Wohngruppen unangekün-
digt kontrolliert werden. 
Künftig muss auch das Ent-
wöhnungspotential bei beat-
meten Patienten vor der Ver-
legung aus dem Kranken-
haus und bei jeder ärztlichen 
Verordnung außerklinischer 
Intensivpflege erhoben wer-

den. 

Wir haben auch klargestellt, 
dass die Feststellung des Medi-

Intensivpflege verbessert 
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«Die Debatte darf sich nicht zuspitzen auf die Bevor-
mundung, dass Fleisch einmal die Woche reicht. Für ei-
nen Büromenschen auf dem Vegan-Trip vielleicht - für 
den Bauarbeiter nicht. Wenn der nur einmal die Woche 
Fleisch kriegt und nur Salat, fällt er am dritten Tag vom 
Gerüst runter.» 

(Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger, Freie Wähler, in einem 
Interview der «Bild»-Zeitung vom Donnerstag) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

All dies hat erhebliche Auswir-
kungen auf den Bundeshaus-
halt. Die Steuereinnahmen des 
Bundes werden dieses Jahr vo-
raussichtlich bei rund 264 Mrd. 
Euro liegen. Zum Vergleich: im 
letzten Jahr betrugen sie noch 
329 Mrd. Euro. Das ist 
ein Einbruch um rund 65 
Mrd. Euro. Für das Ge-
sundheitssystem haben 
wir zur Eindämmung 
der Corona-Pandemie 
rund 20 Mrd. Euro zu-
sätzlich mobilisiert. 

Die Ausgaben der Bun-
desagentur für Arbeit für 
Kurzarbeitergeld und 
Arbeitslosengeld I sowie 
die Ausgaben des Bundes für 
die Grundsicherung für Ar-
beitssuchende und andere Sozi-
alausgaben sind enorm ange-
stiegen. Wir haben für die be-
drohten Unternehmen, Freibe-
rufler und Selbstständigen ein 
umfangreiches Soforthilfepro-
gramm aufgelegt, um sie über 
die Krise zu bringen und vor 
der Insolvenz zu schützen.  

Diese enormen Mindereinnah-
men und Mehrausgaben kann 
der Bund nicht auf der Ausga-
beseite einsparen. Wir müssen 
in einer solchen Krise auf das 
Instrument der Verschuldung 
zurückgreifen, weil jedes Hin-
terhersparen ökonomisch die 
Krise weiter verschärfen wür-
de. Rund die Hälfte des ur-
sprünglichen Bundeshaushalts 
von rund 360 Mrd. Euro geht 
ohnehin in die soziale Siche-

Am Donnerstag hat der Bun-
destag den Zweiten Nach-
tragshaushalt 2020 beschlos-
sen. Die Nettokreditaufnah-
me des Bundes steigt in die-
sem Jahr auf rund 217,8 
Mrd. Euro. Das ist in ihrer 
Höhe eine nie dagewesene 
Neuverschuldung, die selbst 
die bisherige Rekord-
Neuverschuldung des Bundes 
von 44 Mrd. Euro im Jahr 
2010 während der Finanzkri-
se um ein Vielfaches über-
steigt. Ich bin nicht glücklich 
darüber und hätte gerne da-
rauf verzichtet. 

Wir sind aber mit der Co-
vid19-Pandemie in der 
schwersten Krise seit Beste-
hen der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Wirt-
schaftsleistung wird um vo-
raussichtlich mindesten 6,3 
Prozent gegenüber 2019 zu-
rückgehen. Die Exporte sind 
im April um rund 30 Prozent 
gegenüber dem Vormonat 
eingebrochen. Insgesamt ha-
ben in der Corona-Krise die 
Unternehmen für mehr als 
12 Millionen Menschen Kurz-
arbeit angemeldet. Schon im 
April empfingen fast 7 Millio-
nen Menschen Kurzarbeiter-
geld. 

Die Arbeitslosigkeit könnte 
bald die 3-Millionen-Grenze 
überschreiten, im Juni lag sie 
bei fast 2,9 Millionen. Viele 
Unternehmen, Selbstständige 
und Freiberufler sind von 
Existenzängsten betroffen. 

rung, davon über 100 Mrd. Euro 
in die Gesetzliche Rentenversi-
cherung. Trotz anderslautender 
Behauptungen gibt der Bundes-
haushalt kein Kürzungspotenzi-
al her, das die enormen Belas-
tungen aus der Krise ausglei-

chen könnte. 

Am 3. Juni 2020 
hat die Koalition 
das Konjunkturpa-
ket beschlossen, um 
nach den Lockerun-
gen  mö gl i chs t 
schnell und zielge-
nau die Wirtschaft 
wiederzubeleben 
und die Kaufkraft 
zu stimulieren. Die 

einzelnen Maßnahmen reichen 
von der sechsmonatigen Absen-
kung der Mehrwertsteuer über 
den Kinderbonus, die finanziel-
len Entlastung der Kommunen 
bis hin zu umfangreichen Zu-
kunftsinvestitionen. Dieses 
Konjunkturpaket wird mit dem 
Zweiten Nachtragshaushalt 
2020 finanziert.  

Die Neuverschuldung kann nur 
bewilligt werden, weil mit der 
Covid19-Pandemie eine außer-
gewöhnliche Notsituation vor-
liegt, die sich der Kontrolle des 
Staates entzieht. Die Schulden-
bremse des Grundgesetzes 
schreibt aber vor, dass bei au-
ßerordentlicher Schuldenauf-
nahme ein verbindlicher Til-
gungsplan beschlossen wird. 
Danach werden wir ab 2023 
über 20 Jahre die übermäßigen 
Schulden zurückzahlen.  

Zweiter Nachtragshaushalt beschlossen 


